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Stalking – KIT – Ein Netzwerk von Polizei, StA und freiem 
Träger als europäische Best Practice 

 
Summary: 

 
Um Stalking-Opfern professionelle Hilfe und Tatnachsorge 
zukommen lassen zu können, aber auch um Tätern adäquate Hilfen 
anbieten zu können, hat der freie Träger TOA Bremen e.V. in 
Kooperation mit Polizei und Staatsanwaltschaft Bremen das 
Pilotprojekt Kriseninterventions-Team Stalking (Stalking-KIT) 
konzipiert, das seit November 2006 durchgeführt  wird und 
europaweit Beachtung findet.  
Sein Ansatz einer trägerübergreifenden Zusammenarbeit und 
Vernetzung von Strafverfolgungsbehörden und einer NGO, die 
Opferhilfe und Täterarbeit anbieten kann,  ist nicht nur europaweit 
im Stalking-Bereich einzigartig, sondern auch ausgesprochen 
erfolgreich und wurde vom deutschen Bundesministerium der Justiz 
als eines von zwei deutschen best-practice-Projekten zu Konferenz 
des Europäischen Präventionspreises 2007 in Lissabon gemeldet. 

 
Definition 



Stalking kommt aus der englischen Jägersprache und bedeutet 
„anpirschen“ oder „anschleichen“. „Stalking“-Taten gibt es, seit es 
Menschen gibt, doch erst durch das „Verfolgen“ von Hollywood-
Stars in den USA bekam der Begriff Ende der 80er Jahre eine neue 
Dimension. Einer der ersten wissenschaftlichen Definitionsversuche 
stammt vom Amerikaner Meloy, der Stalking als ein beabsichtigtes, 
böswilliges und wiederholtes Verfolgen, Belästigen oder Bedrohen 
einer anderen Person, das deren Sicherheit bedroht, bezeichnete. 
In der Praxis handelt es sich bei Stalking-Delikten häufig um Fälle, 
in denen der Täter versucht, durch bestimmte, auch immer 
wiederkehrende Verhaltensweisen das Opfer zu einer Beziehung 
mit ihm zu bewegen oder aber es zu schikanieren. Stalkingverhalten 
ist somit im weitesten Sinne Psychoterror. 
Unterschiedliche wissenschaftliche Studien ergaben, dass die 
Mehrzahl der Stalking-Opfer keineswegs berühmte, in der 
Öffentlichkeit stehende Personen sind, sondern 
Durchschnittsbürger. Dabei ist das sogenannte Ex-Partner-Stalking 
das am häufigsten beobachtete und unter gewissen Umständen auch 
das gefährlichste Phänomen.   
Durch die besondere Intensität, vor allem in Bezug auf Dauer und 
Häufigkeit der Tathandlungen wird die Lebensgestaltung von 
Stalking-Opfern aber auch dann sehr schwer beeinträchtigt, wenn 
die Stalking-Handlungen nicht gefährlich oder einzeln und für sich 
betrachtet sogar sozial tolerabel erscheinen.  

 
Folgen 
Als Folge des Stalkings zeigen sich zahlreiche Symptome, die zu 
einschneidenden Änderungen im Leben der Betroffenen führen: 
90% der Opfer leiden unter Angst, Schlafstörungen, Albträumen, 
Magenbeschwerden und Kopfschmerzen, jedes vierte Opfer hat 
Suizidgedanken. Auch meiden Opfer von Stalking bestimmte Orte 
oder wechseln Wohnort und Arbeitsstelle. Bemerkenswert ist 
außerdem, dass nur etwa 25 % der Opfer eine Anzeige bei der 
Polizei erstatten. 

 
Der Stalking-Paragraf in Deutschland  
Bis März 2007 stellte Stalking in Deutschland keinen 
Straftatbestand dar. Eine Strafanzeige war nur möglich, wenn ein 
nachweisbares anderes strafrelevantes Einzeldelikt wie Nötigung, 
Körperverletzung oder Sachbeschädigung im Rahmen der Stalking-
Handlungen aufgetreten war. Viele Stalking-Handlungen wurden 
deshalb vom Strafrecht gar nicht erfasst, und in der Praxis waren 
die Einzeltatbestände schwer zu belegen, da viele Einzelaspekte der 
Belästigungen für sich betrachtet sozial durchaus noch adäquat 



sind. Mit dem Gesetz zur Strafbarkeit beharrlicher Nachstellungen 
vom 30.3.2007 wurde der neue Tatbestand der Nachstellung in § 
238 StGB aufgenommen. Erstmalig ist damit in Deutschland das 
Stalking in einem eigenen Tatbestand unter Strafe gestellt.  

 
Die Rolle der Polizei und das Streben nach wirksamem 
Opferschutz 
Der Polizei kommt in der Bekämpfung von Stalking eine 
bedeutende Funktion zu. Wird sie in akuten Notsituationen gerufen, 
bietet sich ihr sofort ein erster Blick auf Opfer und in 
Gefährderansprache und Vernehmungen auch auf die Stalker. 
Insbesondere in Hoch-Risiko-Fällen hat die Polizei sofort die 
Möglichkeit, die Psychologinnen des Stalking-Krisenteams 
hinzuziehen. Die Erfahrungen der Polizei zeigen, dass Stalker oft 
nicht berechenbar agieren und eine Gefahreneinschätzung schwierig 
ist. So ist bei Stalking-Delikten häufig und besonders in 
gravierenden Fällen eine rasche Intervention auch von 
psychologisch-therapeutischen Fachleuten sinnvoll. Wirksamen 
Opferschutz kann es nur geben, wenn Justiz, Polizei, Soziale 
Dienste, Medizin, Politik, Medien und andere relevante 
gesellschaftliche Institutionen, die mit dem Management von 
Stalkingfällen konfrontiert sind, ein gesteigertes 
Problembewusstsein entwickeln und in einem sensibel aufeinander 
abgestimmten Netzwerk zusammenarbeiten.  
  
Diese Erkenntnis führte im Jahr 2006 zur Gründung des 
Kriseninterventionsteams Stalking und häusliche Gewalt in 
Bremen: 
 
Das Stalking-KIT 
Das Stalking-KIT zielt auf Spezialprävention und Opferschutz 
gleichermaßen und dient der Entlastung der 
Strafverfolgungsbehörden, auf die sich insbesondere Opfer mit 
ihren Wünschen nach Entlastung oft fixieren.  
 Das Stalking-KIT arbeitet niedrigschwellig, schnell sowie 

lösungs- und ressourcenorientiert.  
 Der Schutz des Opfers und die sofortige und dauerhafte 

Begrenzung des Täters sind vorrangige Ziele seiner 
Interventionen. Die außergerichtliche Erledigung von 
Strafverfahren ist dabei ein willkommener Nebeneffekt. 

 Im Einzelfall können weiterführende konstruktive 
Konfliktbearbeitung z.B. im Sinne einer Trennungsbegleitung 
oder außergerichtlicher Konfliktbeilegung weitere Ziele der 



Vorgangsbearbeitung sein und günstigstenfalls auch auf anderen 
Ebenen eine juristische Befassung erübrigen. 

 Die Beauftragung des Stalking-KIT geschieht auf Grundlage 
einer bestehenden Verwaltungsvorschrift des Senators für 
Inneres, des Senators für Justiz und Verfassung sowie des 
Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales 
vom Dezember 2001 und einer Kommentierung dieser Richtlinie 
vom 9. Mai 2001 zur frühzeitigen  Intervention und 
Fallanregung durch Polizeibeamte bzw. Fallzuweisung durch die 
Sonderdezernentinnen der Staatsanwaltschaft Bremen.  

 


